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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1052/68 über die Regelung für die Einfuhr und die Ausfuhr von Getreide- und 
Reisverarbeitungserzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 85/75^), insbeson- 
dere auf Artikel 16 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung 120/67/EWG 
sieht die Möglichkeit der ganzen oder teilweisen 
Anwendung der Bestimmungen der vorherigen Fest- 
setzung der Erstattung für Getreideverarbeitungs- 
erzeugnisse vor. Die vorherige Festsetzung wurde 
für diese Erzeugnisse zum Teil durch Artikel 7 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1052/68 des Rates vom 
23. Juli 1968 über die Regelung für die Einfuhr und 
die Ausfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs- 
erzeugnissen ^) eingeführt. Um eine wirkungsvollere 
Verwaltung des Marktes zu ermöglichen, sollte die 
Möglichkeit der Anpassung der Erstattung durch 
Anwendung eines Berichtigungsbetrages auch für 
Malz eingeführt werden • — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 1052/68 wird 
durch folgenden Unter absatz ergänzt: 

„Für Malz der Tarifnummer 11.07 des Gemeinsamen 
Zolltarifs kann ein Berichtigungsbetrag festgesetzt 
werden. Dieser wird im Falle der vorherigen Fest- 
setzung der Erstattung angewandt. Der Berichti- 
gungsbetrag wird zur selben Zeit wie die Erstattung 
und nach demselben Verfahren festgesetzt; die Kom- 
mission kann jedoch, soweit erforderlich, zwischen- 
zeitlich auf Anfrage eines Mitgliedstaates oder von 
sich aus die Berichtigungsbeträge ändern." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 11 
vom 16. Januar 1975, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 25. Juli 1968, S. 8 
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Begründung 


Um die echte Gefahr des Handels von Ausfuhr- 
lizenzen für Malz in großem Umfang zu vermeiden 
sowie die daraus folgende Behinderung für eine 
wirkungsvolle Marktverwaltung und die ernste Ge- 
fahr für die EAGFL-Finanzen, wird vorgeschlagen, 
die Verordnung (EWG) Nr, 1052/68 zu ändern, um 
die Festsetzung von Berichtigungsbeträgen für die- 
ses Erzeugnis zu gestatten. 

Berichtigungsbeträge können gegenwärtig für 
Grundgetreide und für bestimmte Mehle und Grieße 
festgesetzt werden. Sie ermöglichen Berichtigungen 


zu den im voraus festgesetzten Ausfuhrerstattungen, 
die entweder hinzugefügt oder abgezogen werden 
können. 

Die vorgeschlagene Änderung der Verordnung Nr. 
1052/68 folgt, abgesehen vom einleitenden Satz zur 
Bestimmung von Malz, genau der mit Verordnung 
Nr. 1997/74 des Rates in der Verordnung Nr. 139/67 
des Rates vorgenommenen Änderung, mit welcher 
die Anwendung von Berichtigungsbeträgen für Meh- 
le, Grob- und Feingrieße eingeführt wurde. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 24. April 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ge 59/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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